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Einleitung 

Interpellationen spielten in jüngerer Vergangenheit im Zusammen-
hang mi t „an den Grundfesten" eines Staates rührenden Vorkomm-
nissen eine erhebliche Rolle. Erinnert sei etwa an die durch alle Welt 
gegangene „Spiegel-Affäre",  i n deren Verlauf parlamentarische An-
fragen eine nicht unwesentliche Bedeutung spielten1. Zu erwähnen ist 
ferner  der ebenfalls durch die Weltpresse gegangene (in mehrfacher 
Hinsicht sich als solcher darstellende) „Fal l Profumo", der deshalb be-
sonders auffiel,  wei l der Genannte im Parlament zunächst eine nicht 
den Tatsachen entsprechende Auskunft gegeben hatte. Und vor nicht 
allzu langer Zeit hatte die Beantwortung einer parlamentarischen An-
frage immerhin den Effekt,  daß ein an sich schon spektakulärer ge-
planter Besuch des jugoslawischen Staatspräsidenten i n Ital ien unter 
noch spektakuläreren Bedingungen platzte2. 

Wenn auch in Österreich keine so auffallenden  Vorkommnisse die 
mögliche Rolle der parlamentarischen Interpellation in Erscheinung 
treten ließen, kann doch nicht übersehen werden, daß auch hierzulande 
zunächst 1965 in Vorbereitung eines erwarteten Wahlkampfes, besonders 
deutlich aber ab 1966 (nach Installierung einer Einparteienregierung) 
die Interpellation wie überhaupt die Rolle des Parlaments insgesamt 
ins Bewußtsein einer breiteren Öffentlichkeit  getreten ist. Nachdem die 
parlamentarische Interpellation vorher Jahrzehnte kaum oder gar keine 
wissenschaftliche Behandlung erfahren  und äußerst geringes politisches 
Interesse geweckt hatte, konnte es nicht ausbleiben, daß die Inter-
pellation als das von der Opposition einzige allein handhabbare, forma-
lisierte parlamentarische Kontroll instrument in den Sog der Ausein-
andersetzungen geraten ist, die manche Klärung bringen konnten8. 

1 s. Grosser  - Seifert,  Die Spiegel-Affäre  I , Die Staatsmacht und ihre Kon-
trol le, Ölten und Freiburg i. Br. 1966, 235 ff.,  die parlamentarische Behand-
lung i m einzelnen wiedergegeben, 307 ff.;  Witte  - Wegmann,  Recht, 168 ff. 

2 s. dazu NZZ Fernausgabe Nr. 340 v. 11.12.1970, 1, und Fernausgabe 
Nr. 341 v. 12.12.1970, 6. 

8 s. dazu die Zusammenstellung bei Koja, Interpellationsrecht und Ver-
schwiegenheitspflicht, in : Festschrift  für Adol f J. Merk l zum 80. Geburtstag 
(hrsg. v. Imboden  - Koja  - Marcie - Ringhof  er  - Walter),  München - Salzburg 
1970, 151 ff.  (168 F N 1 und 2); dazu SWA  Rechtsgutachten 43, Der Rechtsstaat 
und die Fragestundenpraxis des Nationalrates, Wien 1968; nunmehr noch 
Adamovich,  Aktuel le Tendenzen der Funktionstei lung in der Gesetzgebung 
zwischen Parlament und Regierung, in : österreichische Landesreferate  zum 
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Trotzdem scheinen viele Fragen offengeblieben  zu sein, weshalb eine 
eingehendere Behandlung der Interpellation — nicht auf die Frage-
stunde beschränkt, sondern auch die „klassische schriftliche Anfrage" 
miteinbeziehend — zweckmäßig erschien. Dabei ist hervorzuheben, 
daß jene umrissene politische Entwicklung die Fragestellung nur mehr 
ins Bewußtsein gehoben hat, die österreichische Rechtsordnung aber 
i n dem hier maßgeblichen Bereich unverändert war und bisher geblie-
ben ist. 

Das Interesse für den Gegenstand gewann ich über die theoretischen 
Interessen hinaus i n vierjähriger praktischer Betätigung4, die es mi r 
ermöglichte, einerseits die parlamentarische  Praxis, andererseits auch 
die ministerielle  kennenzulernen. 

Eine erste Befassung mi t dem Gegenstand hat im übrigen gezeigt, 
daß — von konkreten Ausprägungen abgesehen — die Interpellation 
schon i n der Monarchie  ihre wesentliche Ausbildung erfahren  hat. Dies 
und die weitere Einsicht, daß die Interpellation mehr als andere Insti-
tutionen aus praktischen  Bedürfnissen  entstanden ist und praktischen 
Bedürfnissen dienen soll, ließ es mi r dem Gegenstand angemessener 
erscheinen, von der konkreten Insti tut ion her die Untersuchung aufzu-
bauen. Dies zumal auch i m Hinblick darauf,  daß es sich bei der Inter-
pellation nur um ein  Kontroll instrument (das Kontrollelement ist, wie 
noch zu zeigen sein wird, nach wie vor das Essentielle der Inter-
pellation) unter  vielen  Kontrolleinrichtungen handelt. Diese Kontrol len 
insgesamt sind jedoch nicht Gegenstand der vorliegenden Untersu-
chung. Allerdings ist zuzugeben, daß die somit i n etwa vorgenommene 
Isolierung des Gegenstandes zu falschen Einsichten führen kann; das 
ist aber in eben dem gleichen Maße auch beim umgekehrten Weg der 
Fal l ; beide Methoden ermöglichen ihrerseits Fehlbeurteilungen, beide 
sind jedoch gleichermaßen legitim. Solche Fehlbeurteilungen versuche 
ich insofern zu verhindern, als ich die relevanten übergeordneten 
Gesichtspunkte hervorzuheben versuche, wobei ich sozusagen „von 
unten her" (vom Konkreten) zu diesen Gesichtspunkten gelange und 
nicht umgekehrt. Diese A r t der Betrachtung scheint mi r deshalb ange-
messen zu sein, da die Interpellation auch in der Monarchie aus 
juristischer  Sicht  grundsätzlich die gleichen Funktionen erfüllen konnte 
wie in der republikanischen Verfassung. Sicherlich hat sich das Staats-
ganze im Umschlag von der Monarchie zur Republik entsprechend ge-
wandelt; das Schlagwort vom Wandel des Obrigkeitsstaates zum Lei-

X V I I I . internationalen Kongreß für Rechtsvergleichung i n Pescara 1970, 
Wiener rechtswissenschaftliche Studien 8, Wien 1970, 151 ff.;  Hof  er -Zeni, 
Sind Regierungsvorlagen „Gegenstände der Vollziehung" nach Ar t . 52 Abs. 1 
B-VG?, ÖJZ 1970, 597 ff. 

* Dienstzuteilung zum B M J 1966 bis 1970, 
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stungsstaat bringt dies bildhaft zum Ausdruck — über den Text der 
positiven Verfassung hinweg; aber damit ist keineswegs verändert die 
Institution, sondern nur der Gegenstand derselben in einem weiteren 
Bereich erweitert worden. Und sicherlich hat sich auch im Ubergang 
von der Monarchie zur Republik grundsätzlich das Verhältnis Parla-
ment — Regierung gewandelt und können vor allem nunmehr inter-
pellative Vorgänge zum Mißtrauensvotum führen. M i t dieser zusätz-
lichen Sanktionsmöglichkeit neben der möglichen Ministeranklage (die 
allerdings in der Monarchie aus hier nicht zu erörternden Gründen 
nicht praktiziert werden konnte5) hat sich zwar das gesamte System 
entscheidend gewandelt, die Interpellation blieb jedoch juristisch be-
trachtet davon relativ unverändert, wobei sicherlich die vor allem poli-
tische Bedeutung des Mißtrauensvotums, welches das parlamentarische 
Regierungssystem im juristischen Sinne erst mitkonstituiert, nicht über-
sehen werden darf.  Und auch dort, wo es um das entscheidende Merk-
mal geht, nämlich um das monarchische Prinzip, hätte u. a. eben auch 
in der Monarchie die Interpellation genauso wie in der Republik über 
die kontroll ierten und verantwortlichen Minister eine demokratische 
Legitimation bewirken sollen und können; daß dies in der Monarchie 
weitgehend nicht der Fal l war, liegt auf der Ebene der Fakten. 

Wenn auch zunächst zwar innerhalb eines durch das österreichische 
Bundesverfassungsrecht  vorgegebenen Systems, jedoch ohne Hervorhe-
bung eines ganz bestimmten Typus des parlamentarischen Regierungs-
systems Aussagen versucht werden, stößt die Untersuchung doch bald 
an den Punkt, an welchem zu fragen ist, ob das Parlament als ganzes 
der Regierung gegenübergestellt angesehen w i rd („klassischer" Dualis-
mus) oder die Oppositionspartei(en) der Parlamentsmehrheit und Re-
gierung zusammen („neuer" Dualismus). I m allgemeinen w i rd man un-
bestritten davon ausgehen können, daß die österr. Verfassung vom 
klassischen Dualismus ausgeht; eine Ausnahme scheint nur die Inter-
pellation zu machen. Aber jedenfalls bei der herkömmlichen schrift-
lichen Anfrage handelt es sich nur um eine scheinbare, nur in der seit 
1961 bestehenden kurzen mündlichen Anfrage kann ein Ansatzpunkt 
zur rechtlichen Verwirkl ichung des neuen Dualismus gesehen werden. 
Aus spezifisch juristischer Sicht wäre es deshalb m. E. verfehlt,  vom 
neuen Dualismus auszugehen. Doch kann nicht darüber hinweggegan-
gen werden, daß in der Wirkl ichkeit eben dieser neue Dualismus 
besteht. Diese Diskrepanz Recht — Wirkl ichkeit ist m. E. durch Akte des 
Erkennens nicht zu beseitigen, sondern nur aufzudecken. Es ergibt sich 
dabei jedoch, daß je verschiedene Gesichtspunkte zu berücksichtigen 

δ s. Pfeifer,  Über die Beschlußfassung der Regierung und die Verantwor t -
l ichkeit ihrer Mitgl ieder, JB1.1964, 485 ff.,  541 ff.  (487). 
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